
und Geburtshilfe e.V. (DGGG) und 
der Schweizerischen Gesellschaft für 
Gynäkologie und Geburtshilfe (SGGG) 
ist uns dabei Folgendes wichtig:
1. 	 Ein Bewusstsein für das Vorliegen 

psycho/somatischer Beschwerden 
von Frauen in deren Herkunfts-
ländern FGM durchgeführt wird 
und damit ein „Vorbereitet-sein“ 
auf den Untersuchungsbefund 
schaffen

2. 	 keine primären Kaiserschnitte auf 
Grund FGM, keine Refibulatio-
nen

Update Infektions­
schutz in Klinik und 
Praxis

Zu dem Artikel von Dr. med. Dr. 
biol. hum. Katja de With „Anti
biotic Stewardship: Rationale 
Antibiotikaversorgung in Kran-
kenhaus und Praxis“ („Ärzteblatt 
Sachsen“, Heft 8/2017) erreichte 
uns ein Leserbrief von Prof. Dr. 
med. habil. Christian Tauchnitz 
und Prof. Dr. med. habil. Werner 
Handrick, den wir auszugsweise 
veröffentlichen möchten:

Als Mikrobiologen und Kliniker inter-
essiert uns die Antibiotikaproblema-
tik seit Beginn unserer ärztlichen 
Tätigkeit. Es war deshalb kein Zufall, 
dass der damalige Leipziger Bezirks-
arzt uns 1983 beauftragte, die 
Federführung einer Arbeitsgruppe zu 
übernehmen, die die Richtlinien für 
den rationellen Umgang mit Antibio-
tika verfasste. Diese wurden dann als 
Bezirksärztliche Richtlinien jedem 
Arzt zugängig gemacht. Sie erschie-
nen in loser Folge bis 1985. Die Aus-
wertung der Ergebnisse übernahm 
dankenswerterweise die Bezirksapo-
theken-Inspektion. Sie wurden 1987 
gemeinsam publiziert. Zu aller Über-
raschung hatten die Ärzte der 
Region die Empfehlungen akzeptiert. 
Die seit Jahren jährlich um sieben bis 
neun Prozent steigende Antibiotika-
Verordnung im ambulanten Bereich 
war erstmalig rückläufig geworden! 
Die Ostberliner Gesundheitsbehör-
den erreichten es bis 1989, offenbar 
per Anweisung, dass die anderen 

3.	 Thematisierung/Tabubruch von 
FGM in der Schwangerschaft 
und Aufklärung über die verän-
derte Anatomie nach der Geburt

4.	 Schutz der Mädchen vor FGM 
(zum Beispiel „Ferienbeschnei-
dungen“ im Heimatland) durch 
Aufklärung der Familien, Gesund-
heitsämter und Pädagogen.

Hinweisen möchte ich an dieser 
Stelle auf eine Fachtagung zum 
Thema „Medizinische, rechtliche und 
soziale Aspekte der weiblichen Geni-
talbeschneidung“.

Bezirke die Leipziger Erfahrungen 
übernahmen. Das unerwartete Phä-
nomen, man könnte auch von einem 
kleinen Wunder sprechen, liegt darin, 
dass die Ärzte in den neuen Bundes-
ländern nach der Wiedervereinigung 
das neue Verordnungsverhalten bei-
behielten und es sogar an die nach-
folgenden Kollegen weitervermittel-
ten. Dieses auffällige West-Ost-Ge
fälle bei der Antibiotika-Verordnung 
war zunächst wohl gar nicht be
merkt worden. 2001 veröffentlichten 
die Krankenkassen ihre Daten. Diese 
wurden durch GERMAP-Daten von 
2006 beziehungsweise 2008 ein-
drucksvoll bestätigt. Im Vergleich zu 
den westlichen Bundesländern lagen 
alle neuen Bundesländer unter dem 
dortigen Durchschnitt. Sachsen kam 
auf 9,7 DDD (definierte Tagesdosen) 
pro 1.000 Versicherte (Stand 2008), 
das heißt die Verordnung lag um ein 
Drittel unter dem Durchschnitt der 

Sie wird von der Gleichstellungsbe-
auftragten der Stadt Dresden in 
Zusammenarbeit mit mehreren 
Arbeitsgruppen veranstaltet und fin-
det am 6. Dezember 2017 im Rat-
haus der Stadt Dresden statt.

Dr. med. Kristin Hensel 
Flüchtlingsambulanz Dresden

Fiedlerstraße 25, 01307 Dresden
E-Mail: kristin.hensel@gmx.net 

westlichen Bundesländer! Eine Stu-
die von 2014 der Betriebskranken-
kassen (publiziert 2016) zeigt, dass 
sich daran kaum etwas geändert hat. 
Diese Fakten beschäftigten sogar die 
Tageszeitungen. Als Ursache wurden 
zunächst die Folgen der sozialisti-
schen Mangelwirtschaft in den 
neuen Bundesländern verantwortlich 
gemacht und für die höheren Ver-
brauchszahlen im Westen die Nähe 
zu Frankreich und Belgien (Länder 
mit einer relativ hohen Verordnung) 
genannt. Unsere Erklärung der gro-
ßen regionalen Unterschiede der 
Antibiotika-Verordnung in Deutsch-
land wurde 2009 in einer Fachzeit-
schrift publiziert.

Bis in die letzten Jahre, man kann 
schon sagen bis heute, wurden die 
immer wieder bestätigten Fakten mit 
dem Kommentar „Ursache unbe-
kannt“ versehen. Ein Zusammen-
hang mit gezielten ärztlichen Bemü-
hungen aus DDR-Zeiten wurde bis-
her offiziell nicht akzeptiert. Wir 
waren natürlich an einer breiteren 
Auswirkung unserer Bemühungen 
interessiert. Wir wendeten uns zu
nächst an das BMG, um Rat und 
Hilfe anzubieten. Beim zweiten 
Anlauf erhielten wir von der Parla-
mentarischen Staatssekretärin Frau 
Widmann-Mauz den Bescheid, die 
Bundesrepublik sei mit ihrem guten 
Mittelplatz im europäischen Ver-
gleich hinsichtlich des Antibiotika-
Verbrauchs ganz zufrieden und sehe 
keinen Handlungsbedarf. Dabei 
müsste es doch möglich sein, den 
deutschen Verbrauch auf das Niveau 
der europäischen Spitzenreiter 
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Schweiz und Niederlande von unter 
10 DDD/1.000 Versicherte zu senken, 
zumal das in Sachsen schon vor Jahr-
zehnten möglich war.

Es ist festzustellen, dass es der Bun-
desrepublik Deutschland nicht gelun-
gen ist, nach der Wende, also nach 
mehr als einem Vierteljahrhundert, 
flächendeckend Verbrauchswerte 
von Antibiotika zu erreichen, die 
Sachsen vor rund 30 Jahren schon 
aufwies und mit kleinen Abstrichen 
bis heute erhalten konnte!

Nachdem die Untersuchungen der 
Betriebskrankenkassen von 2014 
(veröffentlicht 2016), erneut die 

Grippeimpfstoffe
Impfsaison 2017/2018

Sehr geehrte Redaktion,
in Anbetracht der unsäglichen 
Rabattverträge für Grippeimpfstoffe, 
die nun leider auch in dieser Saison 
greifen sollen, habe ich folgendes 
Schreiben an die AOK verfasst.
Ich bin überzeugt, dass ich vielen 
Kollegen und Patienten aus dem 
Herzen spreche und bitte um Veröf-
fentlichung im „Ärzteblatt Sachsen“.

Dr. med. lnes Ruck, Leipzig

Schreiben an die AOK:
Sehr geehrte Damen und Herren,
Ich befinde mich in einem ethischen 
Dilemma. Die Impfung gegen Influ-
enza ist eine von der STIKO empfoh-
lene Impfung und damit eine Pflicht-
leistung der Krankenkassen.
Sowohl in der Richtlinie des Gemein-
samen Bundesausschusses über 
Schutzimpfungen  §20i Abs. 1 SGB V 
wie auch in der Empfehlung der 
STIKO wird ein Impfstoff mit der von 
der WHO festgelegten Zusammen-
setzung empfohlen. In den letzten 
Jahren waren wir Ärzte durch Rabatt-
verträge (zwischen Krankenkassen 
und Impfstoffherstellern) gezwun-
gen, entgegen besseren Wissens im 
großen Stil den rabattierten, trivalen-
ten Impfstoff zu wählen. Dieser 
unsägliche Zustand sollte jetzt ein 
Ende haben, bis mich ein Brief der 

Nachhaltigkeit der Leipziger Bemü-
hungen von 1983 bis 1985 belegten 
und gleichzeitig zeigten, dass die 
BMG-Bemühungen über DART bis-
her erfolglos blieben, sollten die Ver-
antwortlichen endlich einsehen und 
zugeben, dass das Wort des Jahres 
2016 „postfaktisch“ in der medizini-
schen Wissenschaft keinen Platz hat. 
Denn postfaktisch bedeutet kon-
trafaktisch (englisch heißt „post 
truth“ wahrheitswidrig). Den Fakten 
muss man sich stellen! Man kann sie 
nicht wegdiskutieren. Man muss sie 
für die Zukunft nutzen! Ignoranz 
und Arroganz haben seit  Jahrzehn-
ten bedauerliche Versäumnisse in der 
bundesdeutschen Antibiotika-Strate-

AOK (stellvertretend für alle gesetzli-
chen Krankenkassen) erreichte. In 
diesem Schreiben werden wir Ärzte 
aufgefordert, auf Grund eines Urteils 
des OLG Düsseldorf im Sinne der 
Wirtschaftlichkeit auch in dieser Sai-
son einen rabattierten und damit tri-
valenten Impfstoff zu verwenden. 
Hier geht es also nur und ausschließ-
lich um finanzielle Beweggründe.
Natürlich obliegt es mir, so wird 
geschrieben, in bestimmten Fällen 
auch den tetravalenten Impfstoff zu 
verabreichen.
Ich bitte nun um Hilfe, wie ich die 
Auswahl treffen soll, denn in der 
STIKO wird nicht zwischen Trivalent- 
und Tetravalent-lmpfstoff unterschie-
den sondern nur – es besteht eine 
Indikation zur Influenza-Impfung.
Soll ich vielleicht die Personen im 
Pflegeheim trivalent impfen, in der 
Hoffnung, dass durch vorangegan-
gene Impfungen und vielleicht auch 
durchgemachte Erkrankungen eine 
Restimmunität bestehen könnte? 
Oder ist eine Übersterblichkeit dieser 
Personengruppe gewollt?
Soll ich die meist jüngeren Patienten 
mit HIV, diejenigen, die einen guten 
Immunstatus haben und im Arbeits-
leben stehen, trivalent impfen und 
damit riskieren, dass sie doch krank 
werden?
Wie sind hier der volkswirtschaftliche 
Schaden (in Euro) und das persönli-
che Leid zu bewerten?
Wie sieht genau dieses Problem für 
andere Patienten aus, diejenigen, die 

gie bewirkt. Wie lange soll das so 
weitergehen? Wir halten ein umge-
hendes Umdenken für überfällig!
Die östlichen Krankenkassen haben 
seit der Wende ca. 2,6 Milliarden 
Euro an Antibiotika-Kosten einspa-
ren können. 
Die Frage nach der Ursache ist sei-
tens der Krankenkassen bisher nicht 
gestellt worden. Mit der richtigen 
Antwort hätte man aber den Schlüs-
sel für eine gesamtdeutsche gute 
Lösung in der Hand!

Literatur bei den Autoren
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Leipzig

Prof. Dr. med. habil. Werner Handrick, Leipzig

arbeiten und/oder sich zu Hause um 
ihre Angehörigen kümmern?
Wen darf ich so gut, wie es derzeit 
möglich ist, schützen – wer genau 
muss auf den bestmöglichen Schutz 
verzichten?
Wie ist ein solches Verfahren verein-
bar mit unseren Anstrengungen, 
Impfungen als eine der besten und 
wirksamsten Präventionsleistungen 
unseren Patienten nahezubringen 
und Impfraten zu steigern?

Ich möchte an dieser Stelle anmer-
ken, dass ich ein wirtschaftliches Ver-
ordnen von Medikamenten aus Über
zeugung unterstütze. Es ist ganz 
sicher egal (bis auf ganz wenige 
Ausnahmen), ob ein Patient sein 
RAMIPRIL von der Firma A, B oder C 
einnimmt. Ich glaube und vertrete 
diese Meinung auch gegenüber mei-
nen Patienten – genau um finanzi-
elle Mittel für neue und bessere 
Behandlungsmethoden zur Verfü-
gung zu haben.
In Falle der Grippeimpfstoffe unter-
scheidet sich die tetravalente Vaccine 
jedoch QUALITATIV von den rabat-
tierten Impfstoffen durch ein MEHR 
an Schutz.
Wie also soll ich das mit meinem 
ärztlichen Verständnis vereinbaren, 
ALLEN Patienten die bestmögliche 
Behandlung, den bestmöglichen 
Schutz zukommen zu lassen?

Mit freundlichen Grüßen 
Dr. lnes Ruck
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